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VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE 

KOORDINIERUNG DER SYSTEME DER SOZIALEN 

SICHERHEIT 

BESCHLUSS Nr. Sl0 

vom 19. Dezember 2013 

betreffend den Obergang von den Verordnungen (EWG) Nm. 1408/71 und 574/72 zu den 
Verordnungen (EG) Nm. 883/2004 und 987/2009 sowie die Anwendung der 

Erstattungsverfahren 

(Text von Bedeutung für den EWR und das Abkommen EG/Schweiz) 

(2014/C 152/03) 

DIE VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE KOORDINIERUNG DER SYSTEME DER SOZIALEN SICHERHEIT -

20.5.2014 

gestützt auf Artikel 72 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (1), wonach die 
Verwaltungskommission alle Verwaltungs- und Auslegungsfragen zu behandeln hat, die sich aus der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 (2) ergeben, 

gestützt auf die Artikel 87 bis 91 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004, 

gestützt auf Artikel 64 Absatz 7 und die Artikel 93 bis 97 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnungen (EG) Nm. 883/2004 und 987/2009 traten am 1. Mai 2010 in Kraft; die
Verordnungen (EWG) Nm. 1408/71 und 574/72 wurden am gleichen Tag aufgehoben - in den Fällen
gemäß Artikel 90 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und Artikel 96 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 987/2009 bleiben sie jedoch in Kraft und behalten ihre Rechtswirkung.

(2) Es ist notwendig, die Festlegung des leistungspflichtigen und des forderungsberechtigten Mitgliedstaats in
Fällen zu klären, in denen Sachleistungen gemäß den Verordnungen (EWG) Nm. 1408/71 und 574/72
erbracht oder genehmigt wurden, in denen die Erstattung der Kosten dieser Leistungen jedoch erst nach
Inkrafttreten der Verordnungen (EG) Nm. 883/2004 und 987/2009 erfolgt, und zwar insbesondere dann,
wenn sich infolge der Geltung der neuen Verordnungen die Zuständigkeit für die Tragung der Kosten
ändert.

(3) Es besteht die Notwendigkeit einer Klärung der Frage, welches Erstattungsverfahren in Fällen anwendbar
ist, in denen Sachleistungen gemäß den Verordnungen (EWG) Nm. 1408/71 und 574/72 gewährt wurden,
in denen das Erstattungsverfahren jedoch erst nach dem Inkrafttreten der Verordnungen (EG)
Nm. 883/2004 und 987/2009 stattfindet.

(4) Nummer 5 des Beschlusses Nr. Hl stellt den Status von Bescheinigungen (E-Vordrucke) und der
Europäischen Krankenversicherungskarte (einschließlich der provisorischen Ersatzbescheinigungen) klar, die
vor dem Datum des Inkrafttretens der Verordnungen (EG) Nm. 883/2004 und 987/2009 ausgestellt
wurden.

(5) Unter Nummer 4 des Beschlusses Nr. Sl und in Artikel 2 des Beschlusses Nr. S9 sind die allgemeinen
Grundsätze verankert, nach denen sich die Zuständigkeit für die Kosten von Leistungen richtet, die
aufgrund einer gültigen Europäischen Krankenversicherungskarte (EKVK) erbracht wurden; diese Grundsätze
sollten auch in Übergangssituationen gelten.

(1) ABI. L 166 vom 30.4.2004, S. 1.
(1) ABI. L284 vom 30.10.2009, S. 1.
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